
 

An den 
Vorsitzenden des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestags 
Herrn Rechtsanwalt 
Andreas Schmidt, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Düsseldorf, 26. September 2008 
565/560 

Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Modernisie-
rung des Bilanzrechts (Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – BilMoG) 

Sehr geehrter Herr Schmidt, 

nachfolgend übermitteln wir dem Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags 
die Anmerkungen des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) 
zu dem Regierungsentwurf eines Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes  
(BilMoG): 

Das IDW unterstützt das Vorhaben des Regierungsentwurfs, die handelsrechtli-
chen Vorschriften zur Rechnungslegung im Jahres- und Konzernabschluss 
durch das BilMoG umfassend zu reformieren und so das HGB zu einer über-
zeugenden Alternative zu den internationalen Rechnungslegungsstandards fort-
zuentwickeln. Die Steigerung der Aussagekraft der handelsrechtlichen Rech-
nungslegung durch die Abschaffung nicht mehr zeitgemäßer Wahlrechte und 
weitere Maßnahmen entspricht einer langjährigen Forderung des IDW. Gerade 
die zahlreichen Wahlrechte des geltenden HGB waren der Reputation der deut-
schen Rechnungslegung abträglich, weil der so eingeräumte Gestaltungsspiel-
raum die Aussagekraft und Vergleichbarkeit von HGB-Abschlüssen beeinträch-
tigt. Auch die gegenwärtig noch geltende umgekehrte Maßgeblichkeit der Steu-
erbilanz für die Handelsbilanz schadet der Aussagekraft der handelsrechtlichen 
Rechnungslegung und hat immer wieder zu berechtigter Kritik geführt. Die Ab-
schaffung der umgekehrten Maßgeblichkeit ist daher zu befürworten, auch 
wenn dies in Teilbereichen zu einem erhöhten Aufwand der Rechnungslegung 
führt. 
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Ein in der vorgesehenen Weise modernisiertes HGB gewinnt erheblich an Wett-
bewerbsfähigkeit gegenüber den IFRS. Deutsche Unternehmen, die nicht be-
reits nach der gegenwärtigen Rechtslage zu einer Rechnungslegung nach IFRS 
verpflichtet sind, sehen sich zunehmend einem vom Markt ausgehenden Druck 
ausgesetzt, nach den auf kapitalmarktorientierte Unternehmen ausgerichteten 
IFRS zu bilanzieren. Ein in der geforderten Aussagekraft der Rechnungslegung 
den IFRS angenähertes HGB, welches gleichzeitig jedoch einen deutlich niedri-
geren Komplexitätsgrad aufweist und seine Prinzipienorientierung weitmöglichst 
bewahrt, wird vor allem für mittelständische Unternehmen gegenüber einer 
Rechnungslegung nach internationalen Regelungen vorzugswürdig sein. Damit 
leistet die vorgeschlagene Reform des Bilanzrechts auch einen wichtigen Bei-
trag zur Reduktion faktischer Regulierungsanforderungen. 

Wir begrüßen, dass viele Anregungen des IDW zum Referentenentwurf des 
BilMoG im Regierungsentwurf aufgegriffen wurden. So wurden Bezugnahmen in 
der Gesetzesbegründung auf die internationalen Rechnungslegungsnormen 
deutlich reduziert, so dass das HGB weiterhin aus sich heraus auslegbar bleibt. 

Die Abschaffung des Aktivierungswahlrechts für einen entgeltlich erworbenen 
Geschäfts- oder Firmenwert ist ein positives Beispiel für die Abkehr von Wahl-
rechten und eine nur teilweise Annäherung an die IFRS. Zuzustimmen ist der 
vorgesehenen planmäßigen Abschreibung dieses Postens, die – anders als der 
impairment only approach der IFRS – der begrenzten Nutzungsdauer des Ge-
schäfts- oder Firmenwerts Rechnung trägt. 

Zu begrüßen ist auch die Neuregelung der Bewertung von Pensionsverpflich-
tungen. Unseres Erachtens ist es sachgerecht, bei der Diskontierung auf einen 
durchschnittlichen und nicht auf den jeweils aktuellen Marktzinssatz abzustellen. 
Es wird dadurch eine allein zinsinduzierte Ergebnisvolatilität vermieden, ohne 
dabei auf einen Korridoransatz entsprechend IAS 19 zurückgreifen zu müssen, 
der konzeptionell nur schwer zu begründen ist, so dass jüngst auch das IASB 
dessen Abschaffung vorgeschlagen hat. 

Im Zuge der Abschaffung von Wahlrechten wäre es konsequent und sachge-
recht, auch das Passivierungswahlrecht für mittelbare Pensionsverpflichtungen 
in Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 EGHGB durch eine Passivierungspflicht zu ersetzen, 
wie es im Referentenentwurf vorgesehen war. 

Die vorgesehene künftige Aktivierung selbst geschaffener immaterieller Vermö-
gensgegenstände des Anlagevermögens dient der deutlichen Verbesserung der 
Aussagekraft handelsrechtlicher Abschlüsse. Damit trägt der Gesetzgeber der 
wachsenden Bedeutung des immateriellen Vermögens als Werttreiber Rech-
nung. Gleichzeitig wird er auch dem Ziel gerecht, unter Informationsgesichts-
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punkten das Vermögen des Unternehmens im Abschluss möglichst vollständig 
abzubilden. Das IDW unterstützt die vorgesehene Regelung, wonach durch die 
Aktivierung das Ausschüttungspotenzial nicht erhöht wird. Ferner ist sicherzu-
stellen, dass durch die Aktivierung nicht die steuerliche Bemessungsgrundlage 
ausgeweitet wird. Wie vorgesehen, ist daher das steuerliche Aktivierungsverbot 
des § 5 Abs. 2 EStG beizubehalten. 

Abweichend vom Referentenentwurf wurde im Regierungsentwurf auf die ge-
setzliche Verankerung eines allgemeinen Grundsatzes der wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise und die hiermit verbundene Klarstellung verzichtet. Wir bedau-
ern, dass die Bundesregierung damit von einem wesentlichen Schritt zur Ver-
besserung der Aussagekraft handelsrechtlicher Abschlüsse absieht. Somit kön-
nen weiterhin durch rechtliche Gestaltungen bilanzielle Folgen bewirkt werden, 
die nicht der wirtschaftlichen Substanz der Vorgänge entsprechen. In diesem 
Zusammenhang bedauern wir auch, dass der Regierungsentwurf keine Einbe-
ziehung von sog. Zweckgesellschaften in den Konzernabschluss entsprechend 
den Möglichkeiten der 7. EU-Richtlinie und den internationalen Regelungen vor-
sieht. Gerade die aktuelle Finanzmarktkrise belegt die mitunter hohe Bedeutung 
solcher Zweckgesellschaften für die Vermittlung eines den tatsächlich Verhält-
nissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eines 
Konzerns. Wir regen an, dass der Gesetzgeber zumindest die Bundesregierung 
beauftragt zu prüfen, wie zukünftig – auch unter Berücksichtigung der Diskussi-
onen der Regulatoren des Finanzmarkts auf europäischer und nationaler Ebene 
– Zweckgesellschaften transparenter in der Rechnungslegung abgebildet wer-
den können. 

Wir bedauern, dass die Bundesregierung nicht dem Vorschlag gefolgt ist, deut-
schen Kapitalgesellschaften optional die „befreiende“ Anwendung der IFRS 
auch im Jahresabschluss zu gestatten. Ein solcher Schritt würde für diejenigen 
Unternehmen, die die IFRS im Konzernabschluss anwenden, eine wesentliche 
Erleichterung bedeuten. Negative Konsequenzen auf die Steuerbemessung und 
Kapitalerhaltung ließen sich durch flankierende Maßnahmen vermeiden. Der ge-
legentlich geäußerten Sorge, dass sich hierdurch der faktische Zwang zur An-
wendung internationaler Rechnungslegungsnormen erhöhen könnte, ließe sich 
dadurch Rechnung tragen, dass eine solche Möglichkeit nur denjenigen Unter-
nehmen eröffnet wird, die ihren Konzernabschluss nach IFRS aufstellen. 

 

Zu Einzelregelungen des Gesetzesentwurfs haben wir die folgenden Anmer-
kungen: 
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Artikel 1: Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Zu Nr. 4: § 246 Abs. 1 Satz 2 und 3 HGB-E: 

§ 246 Abs. 1 Satz 2 und 3 HGB sieht vor, dass Vermögensgegenstände nur in 
die Bilanz aufzunehmen sind, wenn sie dem Eigentümer auch wirtschaftlich zu-
zurechnen sind, während Schulden stets in die Bilanz des Schuldners aufzu-
nehmen sind. Zusätzlich zu unserer grundsätzlichen oben angeführten Kritik 
weisen wir darauf hin, dass die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Neurege-
lung bei streng wortgetreuer Anwendung zu nicht sinnvollen und auch nicht ge-
wollten Ergebnissen führt. Denn ein Kaufmann müsste und dürfte danach nur 
noch solche Vermögensgegenstände in die Bilanz aufnehmen, an denen ihm 
neben dem rechtlichen auch das wirtschaftliche Eigentum zukommt. Vermö-
gensgegenstände, an denen dem Kaufmann allein das wirtschaftliche Eigentum 
zuzurechnen ist, wären – in Abweichung zur gegenwärtigen Rechtslage (§ 246 
Abs. 1 Satz 2 HGB) – nicht bei diesem, aber auch nicht beim (allein) rechtlichen 
Eigentümer zu bilanzieren. Deshalb regen wir an, zumindest die folgende For-
mulierung im Gesetz zu verwenden: „Vermögensgegenstände sind in die Bilanz 
aufzunehmen, wenn sie dem Kaufmann wirtschaftlich zuzurechnen sind.“ 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 04.07.2008 (BR-Drs. 344/08 
(B)) gefordert, den Grundsatz der wirtschaftlichen Betrachtungsweise im HGB 
entsprechend der Lösung im Steuerrecht zu regeln, d.h. eine Regelung i.S.v. 
§ 39 AO in das HGB aufzunehmen. Der Vorteil einer solchen Lösung läge darin, 
dass negative steuerliche Folgen der handelsrechtlichen Neuregelung aus-
geschlos-sen wären. Allerdings könnte so die steuerrechtliche Rechtsprechung 
stärkeren Einfluss auf die handelsrechtliche Bilanzierung gewinnen, was dem 
grundsätzlichen Ziel des Regierungsentwurfs, die Handelsbilanz durch Abschaf-
fung der umgekehrten Maßgeblichkeit künftig von steuerlichen Rückwirkungen 
freizuhalten, entgegenstehen würde. 

 

Zu Nr. 10 und 68: §§ 253 Abs. 1 Satz 3, 340e Abs. 3 Satz 2 HGB-E: 

Der Regierungsentwurf sieht in § 253 Abs. 1 Satz 3 HGB-E vor, dass zu Han-
delszwecken erworbene Finanzinstrumente mit ihrem beizulegenden Zeitwert 
anzusetzen sind. Ein nachträglicher Wechsel von der Zeitwertbewertung in die 
Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten (Umwidmung) soll entspre-
chend internationalen Regelungen nicht möglich sein (Gesetzesbegründung, 
S. 116 f.). Wir weisen darauf hin, dass das strikte Umwidmungsverbot der inter-
nationalen Regelungen zurzeit von vielen Seiten kritisch hinterfragt wird. Be-
mängelt wird, dass diese der Objektivierung der Rechnungslegung dienende 
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Beschränkung es den Bilanzierenden verwehrt, geänderte Geschäftsstrategien 
realitätsgerecht in der Rechnungslegung abzubilden. 

Eine Umklassifizierung von Finanzinstrumenten, die ursprünglich dem Handel 
zugeordnet wurden, sollte zumindest zum Zwecke der Herstellung einer Siche-
rungsbeziehung i.S.d. § 254 HGB-E zugelassen werden. Auch in den Ausnah-
mefällen einer vorzeitigen Auflösung einer Bewertungseinheit (Gesetzesbe-
gründung, S. 129) sollte den Unternehmen eine anschließende Zeitwertbewer-
tung der betroffenen Finanzinstrumente offen stehen, sofern nunmehr Handels-
absicht besteht. Diese Möglichkeiten stünden in Bezug auf Derivate zudem in 
Einklang mit den IFRS. 

Für Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute soll der Wechsel in den Handels-
bestand und aus dem Handelsbestand heraus in § 340e Abs. 3 Satz 2 HGB-E 
explizit ausgeschlossen werden. Dieses strenge Umwidmungsverbot ist insofern 
nicht sachgerecht, als nach bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben (insbesondere 
§ 1a Abs. 4 Satz 3 KWG) unter bestimmten Bedingungen eine Umwidmung von 
Positionen des Handelsbuchs in das Anlagebuch oder vice versa vorzunehmen 
ist. Dies kann zu einem Auseinanderfallen von bankaufsichtsrechtlichem Han-
delsbuch und handelsrechtlichem Handelsbestand bei Finanzinstrumenten mit 
der Folge eines unangemessenen Zusatzaufwands führen. Daher sollte § 340e 
Abs. 2 HGB-E um einen Satz 3 ergänzt werden, wonach Satz 2 nicht für einen 
Wechsel in Übereinstimmung mit regulatorischen Vorgaben gilt. Sofern sich der 
Gesetzgeber diesem Vorschlag anschließt, befürworten wir die Übernahme des 
ergänzenden Vorschlags des DRSC. Danach gilt bei einem späteren Wegfall 
des Handelszwecks der beizulegende Zeitwert im Zeitpunkt der Umwidmung als 
Anschaffungskosten für die Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten. 
Bei einer späteren Umwidmung zu Handelszwecken ist der positive Unter-
schiedsbetrag zwischen dem beizulegendem Zeitwert zum Zeitpunkt der Um-
widmung und den (fortgeführten) Anschaffungskosten erst mit dem Abgang der 
Finanzinstrumente zu vereinnahmen. Ein negativer Unterschiedsbetrag wird im 
Zeitpunkt der Umwidmung aufwandswirksam in der Gewinn- und Verlustrech-
nung erfasst. Die Umwidmungen sind im Anhang offenzulegen. 

 

Zu Nr. 10: § 253 Abs. 1 Satz 4, Abs. 2 HGB-E: 

Nach § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB-E als Deckungsvermögen zu verrechnende 
Vermögensgegenstände sind mit ihrem beizulegenden Zeitwert, d.h. streng 
nach den Verhältnissen am Abschlussstichtag zu bewerten. Die zu verrechnen-
den Schulden (Pensionsverpflichtungen und ähnliche Personalverpflichtungen) 
sind hingegen mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen 
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Marktzinssatz der letzten sieben Jahre abzuzinsen, wobei pauschal von einer 
Restlaufzeit von 15 Jahren ausgegangen werden darf. Diese Diskrepanz hin-
sichtlich der Handhabung des Stichtagsprinzips könnte durch eine Pflicht zur 
Diskontierung der zu verrechnenden Schulden mit dem Stichtagszinssatz ver-
mieden werden. In Höhe der mit dem Deckungsvermögen verrechneten Schul-
den besteht dann eine Art Bewertungseinheit, so dass sich die bilanziellen 
Auswirkungen kurzfristiger Zinssatzänderungen kompensieren und nicht zu 
zinsinduzierten Ergebnisschwankungen führen. 

Durch § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB-E soll dem Bilanzierenden bei der Bestimmung 
des Zinssatzes zur Diskontierung von Rückstellungen für laufende Pensionen 
oder Anwartschaften auf Pensionen ein Wahlrecht eingeräumt werden, verein-
fachend von einer Restlaufzeit der zugrunde liegenden Verpflichtungen von 
pauschal 15 Jahren auszugehen. Wir regen an, diese Bewertungserleichterung 
auch für andere langfristige Personalverpflichtungen (Vorruhestand, Jubiläum, 
Altersteilzeit etc.) zuzulassen. 

 

Zu Nr. 10: § 254 HGB-E: 

Im Rahmen einer Bewertungseinheit nach § 254 HGB-E sollen als absiche-
rungsfähige Grundgeschäfte Vermögensgegenstände, Schulden, schwebende 
Geschäfte oder mit hoher Wahrscheinlichkeit vorgesehene Transaktionen in Be-
tracht kommen. Im Gegensatz dazu sind als mögliche Sicherungsgeschäfte 
ausschließlich Finanzinstrumente vorgesehen. Im Referentenentwurf war hin-
gegen geregelt, dass alle in Betracht kommenden Grundgeschäfte auch Siche-
rungsinstrumente darstellen können. Eine über Finanzinstrumente hinausge-
hende Abgrenzung möglicher Sicherungsgeschäfte ist z.B. erforderlich, damit 
Sachgegenstände und korrespondierende Sachleistungsverpflichtungen in einer 
Bewertungseinheit zusammengefasst werden können. Wir regen daher an, 
§ 254 HGB-E wie folgt zu formulieren: „Werden Vermögensgegenstände, ... mit 
Finanzinstrumenten oder ähnlichen Geschäften zusammengefasst (Bewer-
tungseinheit), ...“. In der neu gefassten Begründung könnte dann erläutert wer-
den, dass es sich bei „ähnlichen Geschäften“ um Sachleistungsverpflichtungen 
(Lieferverpflichtungen in Bezug auf Edelmetalle oder Waren) handelt. 

Ferner sollte § 254 HGB-E um einen zweiten Satz ergänzt werden, wonach der 
ineffektive Teil einer Bewertungseinheit unter Beachtung des Realisations- und 
Imparitätsprinzips erfolgswirksam zu erfassen ist. 
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Zu Nr. 26: § 274a Nr. 5 HGB-E: 

Gemäß § 274a Nr. 5 HGB-E sollen kleine Kapitalgesellschaften künftig von der 
Anwendung des § 274 HGB-E über die Steuerabgrenzung befreit sein. Aus der 
Gesetzesbegründung geht hervor, dass demnach kleine Kapitalgesellschaften 
„nur passive latente Steuern zu ermitteln [haben] und dies nur dann, wenn 
gleichzeitig die Tatbestandsvoraussetzungen für den Ansatz einer Rückstellung 
gem. § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB vorliegen“ (Gesetzesbegründung, S. 150). Für 
die Rückstellungsbewertung gelten die Regelungen des § 253 HGB-E und da-
mit auch die Abzinsungspflicht des § 253 Abs. 2 HGB-E. Kapitalgesellschaften, 
die nicht klein sind, müssen die abgegrenzten latenten Steuern hingegen in ei-
nem Sonderposten ausweisen, der nicht der Abzinsungspflicht unterfällt. Diese 
Ungleichbehandlung sollte beseitigt werden, indem die nach § 249 Abs. 1 HGB 
zu passivierenden latenten Steuern ebenfalls von der Abzinsungspflicht ausge-
nommen werden. Insbesondere aufgrund des anderenfalls bestehenden Erfor-
dernisses, eine Prognose über den Zeitpunkt des Eintritts der tatsächlichen 
Steuerbelastung aufzustellen, würde ansonsten die beabsichtigte Erleichterung 
für kleine Kapitalgesellschaften in ihr Gegenteil verkehrt. 

 

Zu Nr. 29 und 50: §§ 285 Nr. 21 Halbsatz 1, 314 Abs. 1 Nr. 13 Teilsatz 1 
HGB-E: 

Nach der vorgesehenen Nr. 21 sind im Anhang grundsätzlich die nicht zu 
marktüblichen Bedingungen zustande gekommenen Geschäfte mit nahe ste-
henden Unternehmen und Personen anzugeben, soweit sie wesentlich sind. 
Durch die im Vergleich zum Referentenentwurf vorgesehene Einfügung des 
Wortes „zumindest“ soll den berichtenden Unternehmen nun die Möglichkeit 
eingeräumt werden, über die nicht zu marktüblichen Bedingungen zustande ge-
kommenen Geschäfte hinaus sämtliche (wesentliche) Geschäfte mit nahe ste-
henden Unternehmen und Personen anzugeben, d.h. auch solche, die zu 
marktüblichen Bedingungen zustande gekommen sind. 

Das in der Vorschrift in der Fassung des Regierungsentwurfs implizit enthaltene 
Wahlrecht kann dazu führen, dass handelsrechtliche Abschlüsse verschiedener 
Unternehmen in diesem Punkt zum einen untereinander sowie zum anderen mit 
IFRS-Abschlüssen nicht vergleichbar sind. 

Daher regen wir an, ausschließlich eine IAS 24 entsprechende Angabepflicht 
vorzuschreiben. Dies hätte zur Folge, dass alle wesentlichen Transaktionen mit 
nahe stehenden Unternehmen und Personen offenzulegen sind, wobei eine 
Einschätzung der Marktkonformität nicht erforderlich wäre. 
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Diese Anmerkung gilt entsprechend für die Angabepflicht nach § 314 Abs. 1 
Nr. 13 HGB-E. 

 

Zu Nr. 35: § 290 Abs. 1 Satz 1 HGB-E: 

Der Regierungsentwurf sieht davon ab, eine Einbeziehung von Zweckgesell-
schaften in den Konzernabschluss entsprechend den Regelungen der IFRS zu 
verlangen (vgl. hierzu unsere einleitenden Bemerkungen). Da der Gesetzgeber 
nach eigener Aussage beabsichtigt, zum einen das HGB an die internationalen 
Rechnungslegungsnormen anzunähern und zum anderen die Aussagekraft 
handelsrechtlicher (Konzern-)Abschlüsse zu steigern, müsste er konsequenter-
weise von dem Mitgliedstaatenwahlrecht des Artikels 1 Abs. 2 Buchst. a der 
7. EU-Richtlinie Gebrauch machen und die Konsolidierungspflicht entsprechend 
dem Grundgedanken von IAS 27 auf die Möglichkeit stützen, die Kontrolle über 
ein anderes Unternehmen ausüben zu können. Die alleinige Streichung des Be-
teiligungserfordernisses in § 290 Abs. 1 Satz 1 HGB erweckt den unzutreffen-
den Eindruck, dass künftig die Mehrzahl der bislang nach HGB nicht zu konsoli-
dierenden Zweckgesellschaften in den handelsrechtlichen Konzernabschluss 
einzubeziehen ist. 

 

Zu Nr. 46: § 308a HGB-E: 

Mit § 308a HGB-E ist die Kodifizierung der Umrechnung von auf fremde Wäh-
rung lautenden Abschlüssen für Zwecke der Einbeziehung in den Konzernab-
schluss vorgesehen. In Abweichung von IAS 21 sowie von DRS 14, der durch 
seine Bekanntmachung durch das BMJ als GoB der Konzernrechnungslegung 
gilt, ist dabei laut Gesetzesbegründung (S. 185 f.) bewusst eine Entscheidung 
gegen die Übernahme des Konzepts der funktionalen Währung getroffen wor-
den. Stattdessen sieht § 308a HGB-E eine Umrechnung der auf fremde Wäh-
rung lautenden Abschlüsse ausschließlich nach der modifizierten erfolgsneutra-
len Stichtagskursmethode vor. 

Eine generelle Anwendung der modifizierten Stichtagskursmethode dürfte indes 
in denjenigen Einzelfällen zu nicht sachgerechten Ergebnissen führen, in denen 
das ausländische Tochterunternehmen aus wirtschaftlicher Sicht nur eine Be-
triebsstätte des Mutterunternehmens ist. Ungeachtet der Beobachtung, dass in 
der Unternehmenspraxis solche Fälle, in denen nur eine Umrechnung nach dem 
Zeitbezug in Betracht kommt, nur selten vorliegen, sollte daher eine verpflich-
tende Anwendung des Konzeptes der funktionalen Währung im Gesetz vorge-
sehen werden. 
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Zu Nr. 48: § 312 Abs. 3 Satz 1 HGB-E: 

Es ist bei assoziierten Unternehmen vorgesehen, dass der Wertansatz der Be-
teiligung und der Unterschiedsbetrag auf der Grundlage der Wertansätze zum 
Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile zu ermitteln sind. Das Abstellen auf den Zeit-
punkt des Beteiligungserwerbs stellt u.E. nicht nur einen Wertungswiderspruch 
zu § 301 Abs. 2 Satz 1 HGB-E dar, wonach die Erstkonsolidierung zu dem Zeit-
punkt durchzuführen ist, zu dem das Unternehmen Tochterunternehmen ge-
worden ist, sondern führt – im Anwendungsbereich des § 312 HGB – bei einem 
sukzessiven Anteilserwerb dazu, dass für jede erworbene Anteilstranche eine 
Kaufpreisallokation zum jeweiligen Erwerbszeitpunkt erforderlich ist. Wir schla-
gen daher vor, § 312 Abs. 3 Satz 1 HGB-E wie folgt zu fassen: „Der Wertansatz 
der Beteiligung und der Unterschiedsbetrag sind auf der Grundlage der Wertan-
sätze zum Zeitpunkt zu ermitteln, zu dem das Unternehmen assoziiertes Unter-
nehmen geworden ist.“ 

 

Zu Nr. 55: § 319a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Halbsatz 2 HGB-E: 

Artikel 42 Abs. 2 der 8. EU-Richtlinie sieht vor, dass für Abschlussprüfer von 
Unternehmen des öffentlichen Interesses im Zusammenhang mit der internen 
Rotation eine Mindestkarenzzeit (cooling off-Periode) von zwei Jahren zu gelten 
hat. In Antizipation der zu erwartenden endgültigen Fassung der 8. EU-
Richtlinie, die im Entwurf noch keine Vorgaben für eine Mindestkarenzzeit ent-
hielt, hatte der deutsche Gesetzgeber im Rahmen des BilReG vom 04.12.2004 
(BGBl. I S. 3166) die cooling off-Periode gem. § 319a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 HGB 
auf drei Jahre festgelegt. 

Eine Absenkung der cooling off-Periode auf die in der 8. EU-Richtlinie vorgese-
henen zwei Jahre würde die bestehende und aus unserer Sicht unbegründete 
Übererfüllung der Anforderung an die Unabhängigkeitsvorschrift beseitigen. 
Darüber hinaus würden durch diese Absenkung insbesondere mittelständische 
Wirtschaftsprüfer-Praxen mit kapitalmarktorientierten Mandanten entlastet. 
Durch Angleichung der Frist in § 319a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Halbsatz 2 HGB-E an 
die ebenfalls zwei Jahre betragenden Fristen des § 43 Abs. 3 WPO-E (vor  
Übernahme einer wichtigen Führungsposition im geprüften Unternehmen) und 
des § 24d Abs. 2 Satz 6 BS WP/vBP (Rotationspflicht des auftragsbegleitenden 
Qualitätssicherers) ergäbe sich außerdem eine Vereinheitlichung der die Unab-
hängigkeit sichernden berufsrechtlichen Vorschriften und damit eine erhöhte Si-
cherheit in der Rechtsanwendung. 
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Auch vor dem Hintergrund, dass die Regelung des § 319a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
HGB auf den verantwortlichen Prüfungspartner ausgedehnt werden soll, regen 
wir an, die Mindestkarenzzeit des § 319a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Halbsatz 2 HGB-E 
von drei auf zwei Jahre zu reduzieren. 

 

Zu Nr. 70: Aufhebung des § 340h HGB: 

Im Regierungsentwurf ist vorgesehen, die geschäftszweigspezifischen Vor-
schriften des § 340h HGB für die Währungsumrechnung bei Kredit - und Fi-
nanzdienstleistungsunternehmen vollständig zu streichen. Mit den Betroffenen 
bleibt zu klären, ob aufgrund der Neuregelungen in den §§ 254, 256a und 340e 
Abs. 3 HGB-E tatsächlich allen Besonderheiten dieser Branchen auch bei der 
Währungsumrechnung auf angemessene Weise Rechnung getragen wird. 

 

Artikel 2: Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch 

Zu Nr. 2: Artikel 65, 66 EGHGB-E: 

Die Übergangsregelungen in Artikel 66 EGHGB-E sehen vor, dass die neuen 
Vorschriften grundsätzlich erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse für das 
nach dem 31.12.2008 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden sind. Unseres 
Erachtens ist die erstmalige Anwendung der durch das BilMoG geänderten Vor-
schriften auf Jahres- und Konzernabschlüsse für nach dem 31.12.2009 begin-
nende Geschäftsjahre sachgerecht und praktikabler, da die Umsetzung vieler 
Neuregelungen in der Praxis umfangreiche Vorkehrungen im Rechnungswesen 
der Unternehmen erfordert. 

Zu erörtern ist, ob im Falle einer Verschiebung der Pflicht zur Erstanwendung 
des HGB i.d.F. des BilMoG um ein Jahr die Übergangsregelungen, die eine er-
folgsneutrale Behandlung ermöglichen, auf solche Bilanzierungsentscheidungen 
nicht anwendbar sein sollten, die erstmals nach Verkündung des Gesetzes ge-
troffen werden. 

Ferner sollte die erstmalige Anwendung der erhöhten Schwellenwerte der 
§§ 267 Abs. 1, 293 Abs. 1 HGB ebenfalls um ein Jahr verschoben werden. In 
Artikel 66 Abs. 5 EGHGB-E wäre für diese Regelungen eine erstmalige Anwen-
dung auf Jahres- und Konzernabschlüsse für das nach dem 31.12.2008 (statt 
2007) beginnende Geschäftsjahr vorzusehen. Eine gegenwärtig mittelgroße 
Kapitalgesellschaft, die gemäß der geplanten Anhebung der Schwellenwerte 
demnächst als kleine Kapitalgesellschaft einzustufen ist, könnte bereits für ihren 
Abschluss für das Geschäftsjahr 2008 diverse Erleichterungen in Anspruch 
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nehmen. Dies gilt, obwohl Geschäftspartner der Kapitalgesellschaft – insbeson-
dere angesichts der erst gegen Ende des Jahres zu erwartenden Verabschie-
dung des BilMoG – keine Gelegenheit hatten, die Erleichterungen zu antizipie-
ren und geeignete Dispositionen zu treffen. Auch ist zu berücksichtigen, dass 
durch die frühzeitige Anwendung der erhöhten Schwellenwerte ggf. in beste-
hende Vertragsverhältnisse eingegriffen würde. So wird etwa der Prüfungsauf-
trag über eine Pflichtprüfung des Geschäftsjahres 2008 bei Inkrafttreten des 
BilMoG häufig schon erteilt worden sein. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf enthält großzügige Übergangsregelungen. 
Wir verstehen die politische Absicht, weisen jedoch darauf hin, dass diese  
Übergangsregelungen nicht unproblematisch sind. Zum einen werden die 
Transparenz und die Vergleichbarkeit der Jahres- und Konzernabschlüsse im 
Anpassungszeitraum beeinträchtigt. Zum anderen ist die unmittelbare Einstel-
lung von Beträgen in die Gewinnrücklagen geeignet, Gesellschafterinteressen 
zu gefährden. 

Sollte der Gesetzgeber gleichwohl an diesen Regelungen festhalten, bleibt an-
zumerken, dass im System der bestehenden Übergangsregelungen keine be-
sondere Vorschrift für den Übergang auf die geänderten Vorschriften zur Ab-
grenzung latenter Steuern vorgesehen ist. Es sollte erörtert werden, ob für den 
Saldo aus den aktiven und passiven Steuerlatenzen, die aufgrund der erstmali-
gen Anwendung des temporary-Konzepts abzugrenzen sind, den Bilanzieren-
den eine Möglichkeit der Ansammlung – ähnlich der Übergangsregelung in Arti-
kel 65 Abs. 1 Satz 1 EGHGB-E für Zuführungen zu den Rückstellungen für lau-
fende Pensionen oder Anwartschaften auf Pensionen – eingeräumt werden 
kann. 

Ferner könnte klargestellt werden, dass Veränderungen der abzugrenzenden 
latenten Steuern, die sich aus dem Übergang auf das neue Recht ergeben, er-
gebnisneutral in den Gewinnrücklagen zu erfassen sind, sofern auch der die la-
tenten Steuern auslösende Sachverhalt ergebnisneutral behandelt wird. 

Wir verstehen die Wahlrechte der Artikel 65, 66 EGHGB-E zur unmittelbaren, 
d.h. erfolgsneutralen Einstellung bestimmter Beträge in die Gewinnrücklagen 
so, dass diese Wahlrechte nur einmal – nämlich nur im Übergangsjahr auf die 
neuen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften – ausgeübt werden dürfen. 
Entscheidet sich der Bilanzierende im Übergangsjahr anstelle einer Auflösung 
bzw. Rückgängigmachung zunächst für eine Beibehaltung oder Fortführung, 
sind die Beträge aus einer in späteren Jahren erfolgenden Auflösung bzw. 
Rückgängigmachung erfolgswirksam zu erfassen. Vor dem Hintergrund diesbe-
züglich bestehender unterschiedlicher Auffassungen sollte dies im Gesetzestext 
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oder zumindest in der zugehörigen Begründung unmissverständlich klargestellt 
werden. 

Schließlich sprechen wir uns dafür aus, zu erörtern, ob die aufgrund der geän-
derten Rückstellungsbewertung insgesamt erforderlichen Zuführungen zu den 
Pensionsrückstellungen (Artikel 65 Abs. 1 Satz 1 EGHGB-E) – ähnlich wie noch 
im Referentenentwurf vorgesehen – nur gleichmäßig bis spätestens zum 
31.12.2023 in Jahresraten angesammelt werden dürfen. Ansonsten würde der 
Gesetzeswortlaut die Art der Ansammlung in keiner Weise begrenzen. Insbe-
sondere angesichts der teilweise hohen Anpassungsbeträge könnte dies der 
Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der 
Ertragslage erheblich entgegenwirken. 

Nach den im Regierungsentwurf vorgesehenen Regelungen sollen Rückstellun-
gen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr mit dem ihrer Restlaufzeit 
entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Ge-
schäftsjahre abgezinst werden. Die Abzinsung mit einem durchschnittlichen 
Marktzinssatz soll insofern einen Glättungseffekt erzielen, als damit nicht durch 
die operative Tätigkeit des Unternehmens verursachte Ertragsschwankungen im 
Abschluss auf ein akzeptables Maß begrenzt werden. Unseres Erachtens ist die 
vorgesehene Regelung grundsätzlich sachgerecht. 

Indessen gilt diese Aussage uneingeschränkt nur für einen „eingeschwungenen 
Zustand“. Die Anwendung der vorgesehenen Regelung schon im Übergangs-
zeitpunkt kann einen gegenteiligen Effekt haben, wenn die künftige Zinsentwick-
lung dem bisherigen Trend folgen oder der Marktzins auf dem aktuellen Niveau 
verbleiben sollte. 

Wir regen daher an, die Übergangsvorschriften für Rückstellungen folgender-
maßen zu modifizieren: Der anzuwendende durchschnittliche Zinssatz der letz-
ten sieben Geschäftsjahre sollte über den Zeitraum von sieben Jahren ab In-
krafttreten des Gesetzes „aufgebaut“ werden, da die zu vermeidende Ergebnis-
volatilität erst nach Erstanwendung der neuen Bewertungsregelungen im Laufe 
der Jahre auftreten bzw. im Zeitablauf zunehmen und die Vergleichbarkeit der 
Abschlüsse behindern würde. Im Jahr der Umstellung auf die neuen Bewer-
tungsvorschriften des BilMoG ist das Erfordernis der Glättung einer allein zins-
basierten Ertragsschwankung nicht gegeben, weshalb im ersten handelsrechtli-
chen Jahres- bzw. Konzernabschluss nach Inkrafttreten des BilMoG nicht auf 
der Grundlage des durchschnittlichen Marktzinssatzes der vergangenen sieben 
Jahre, sondern mit dem Marktzinssatz des Abschlussstichtags abgezinst wer-
den sollte. Im zweiten Jahr ist der durchschnittliche Marktzinssatz der vergan-
genen zwei Geschäftsjahre zugrunde zu legen, im dritten Jahr der durchschnitt-
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liche Marktzinssatz der letzten drei Geschäftsjahre und so weiter. Erst ab dem 
siebenten Jahr nach Inkrafttreten des BilMoG ist ein Durchschnitt der letzten 
sieben Jahre anzuwenden. 

Wir vermögen zurzeit nicht die politische Bedeutung dieser Fragestellung für die 
Höhe des anzuwendenden Zinssatzes abschließend einzuschätzen. Von Versi-
cherungsmathematikern allerdings hören wir, dass der Bewertungszinssatz 
nach der im Regierungsentwurf vorgeschlagenen Regelung heute bei ca. 4,7 % 
läge. Demgegenüber müssten IFRS-Bilanzierer einen aktuellen Marktzins von 
knapp 6 % verwenden. Bei steigendem oder gleichbleibendem Zinsniveau wür-
de ein Abstellen im Übergang auf den aktuellen Marktzins die zukünftige An-
passungsnotwendigkeit im handelsrechtlichen Abschluss mindern und damit 
eher der grundsätzlichen Zielsetzung der vorgesehenen Regelung entsprechen. 

Schließlich könnte eine geringere Abweichung des anzuwendenden Bewer-
tungszinssatzes von dem heute angewandten Zinssatz nach § 6a EStG (6 %) 
oder dem IFRS-Zinssatz die politische Akzeptanz der neuen Bewertungsrege-
lungen erhöhen. Allerdings ist die Marktsituation für den Zeitpunkt der erstmali-
gen Anwendung (d.h. der 31.12.2009, ggf. verschoben auf den 31.12.2010) aus 
heutiger Sicht nur schwer prognostizierbar. 

 

Artikel 4: Änderung des Publizitätsgesetzes 

Zu §§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 11 Abs. 1 Nr. 1 und 2 PublG: 

Ausgehend von einer Überprüfung auf EU-Ebene wurden die für Kapitalgesell-
schaften und Personenhandelsgesellschaften i.S.d. § 264a HGB geltenden fi-
nanziellen Schwellenwerte der §§ 267, 293 HGB in der Vergangenheit regel-
mäßig an die zwischenzeitlich eingetretene Geldentwertung nach oben ange-
passt. Demgegenüber wurden die finanziellen Schwellenwerte der §§ 1 Abs. 1, 
11 Abs. 1 PublG (mit Ausnahme einer nur geringfügigen Anhebung im Zuge der 
Umstellung auf den Euro) seit erstmaliger Verkündung des Publizitätsgesetzes 
im Jahr 1969 nicht erhöht. Vor dem Hintergrund der Deregulierungsbestrebun-
gen des Gesetzgebers sollte erörtert werden, ob auch im Bereich der nicht von 
der 4. und/oder 7. EU-Richtlinie erfassten Rechtsformen eine Anhebung der 
Schwellenwerte vollzogen werden sollte. 
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Artikel 10: Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 

Zu Nr. 4 und 11: §§ 43 Abs. 3, 133a WPO-E: 

In unserer Stellungnahme zum Referentenentwurf hatten wir bereits zum Aus-
druck gebracht, dass wir zur Vermeidung von Missverständnissen über den zeit-
lichen Anwendungsbereich des § 43 Abs. 3 WPO-E eine Vorschrift in den Über-
gangs- und Schlussvorschriften des Elften Teils der WPO zur erstmaligen An-
wendung der neuen Regelung für erforderlich halten. Darin sollte u.E. klarge-
stellt werden, dass sich die §§ 43 Abs. 3, 133a WPO-E nur auf solche Wechsel 
eines Abschlussprüfers bzw. verantwortlichen Prüfungspartners eines Unter-
nehmens von öffentlichem Interesse in eine wichtige Führungsposition beim ge-
prüften Unternehmen beziehen, die nach Inkrafttreten des BilMoG vollzogen 
werden. Wechsel, die mit Wirkung zu einem Zeitpunkt vor Inkrafttreten des Bil-
MoG stattfinden, müssen von der cooling off-Periode und dementsprechend der 
zugehörigen Bußgeldvorschrift ausgenommen sein. 

 

Artikel 11: Änderung sonstigen Bundesrechts 

Zu Abs. 6: §§ 28, 29 RechKredV: 

Bislang sind Zinsen, Dividenden sowie Refinanzierungsaufwendungen, die im 
Zusammenhang mit Finanzinstrumenten des Handelsbestands stehen, unter 
dem Posten „Zinserträge“ (§ 28 i.V.m. Formblatt 2 Spalte Erträge Nr. 1 bzw. 
Formblatt 3 Nr. 1 RechKredV) bzw. dem Posten „Zinsaufwendungen“ (§ 29 
i.V.m. Formblatt 2 Spalte Aufwendungen Nr. 1 bzw. Formblatt 3 Nr. 2 
RechKredV) auszuweisen. Da der Gesetzgeber mit der vorgesehenen Kodifizie-
rung der Bewertung von Finanzinstrumenten des Handelsbestands mit dem 
beizulegenden Zeitwert eine den tatsächlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten 
gerecht werdende bilanzielle Abbildung des Handels anstrebt, sollte konsequen-
terweise in § 28 bzw. § 29 RechKredV die Möglichkeit eingeräumt werden, Zins- 
und Dividendenerträge bzw. Refinanzierungsaufwendungen statt als Zinserträ-
ge bzw. Zinsaufwendungen in dem bereits von uns vorgeschlagenen Posten 
„Handelsergebnis“ auszuweisen. Voraussetzung für die Inanspruchnahme eines 
solchen Wahlrechts sollte seine stetige Ausübung sein. In den Refinanzierungs-
aufwendungen können neben den direkt erfassten Zinsaufwendungen (z.B. im 
Zusammenhang mit Geldmarktgeschäften) auch die mittels Schlüsselung zuge-
rechneten Refinanzierungsaufwendungen der Handelsabteilung erfasst werden, 
sofern dies in Übereinstimmung mit der praktizierten Steuerung des Handels er-
folgt. Die Ausübung der Ausweiswahlrechte ist im Anhang zu erläutern. 
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Für Rückfragen zu unseren Anmerkungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-
gung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Prof. Dr. Naumann 



 

An den 
Vorsitzenden des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestags 
Herrn Rechtsanwalt 
Andreas Schmidt, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Düsseldorf, 10. Dezember 2008 
565/560 

Ergänzende Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Modernisierung des Bilanzrechts (Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – 
BilMoG) 

Sehr geehrter Herr Schmidt, 

bezugnehmend auf das Schreiben des Rechtsausschusses vom 17.11.2008 
und ergänzend zu unserer Stellungnahme vom 26.09.2008 nehmen wir im Fol-
genden noch zu einigen vor dem Hintergrund der Finanzmarktkrise ins Zentrum 
der Diskussion gerückten Aspekten des BilMoG-Regierungsentwurfs Stellung. 

 

Bewertung von Finanzinstrumenten zum beizulegenden Zeitwert (§§ 253 Abs. 1 
Satz 3, 340e Abs. 3 HGB-E) 

Das IDW hat sich schon im November 2005 dafür ausgesprochen, für Kreditin-
stitute Regelungen zur Bewertung von Finanzinstrumenten des Handelsbe-
stands zum beizulegenden Zeitwert in das HGB aufzunehmen, weil solche 
Handelsbestände für Kreditinstitute von besonderer Bedeutung sind und der 
Überwachung durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
unterliegen. Das IDW regte an, die Ausweitung der Bewertung von zu Handels-
zwecken eingesetzten Finanzinstrumenten mit dem beizulegenden Zeitwert auf 
andere Branchen mit den beteiligten Kreisen zu erörtern. 

Wir begrüßen es, dass der BilMoG-Regierungsentwurf dieser Linie gefolgt ist. 
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Während IFRS-Abschlüsse allein der Informationsvermittlung dienen und daher 
nach IAS 39 eine Bewertung der Finanzinstrumente des Handelsbestands zum 
beizulegenden Zeitwert ohne Modifikationen vorzunehmen ist, trägt der Regie-
rungsentwurf des BilMoG der handelsrechtlich ebenfalls zu berücksichtigenden 
Ausschüttungsbemessungsfunktion und dem daraus resultierenden Vorsichts-
prinzip dadurch Rechnung, dass Kreditinstitute die Finanzinstrumente ihres 
Handelsbestands zum Zeitwert abzüglich eines Risikoabschlags bewerten müs-
sen (§ 340e Abs. 3 Satz 1 HGB-E). Ein solcher Risikoabschlag ist – insbeson-
dere in Form eines value at risk-Abschlags – gegenüber einer alternativ denkba-
ren Ausschüttungssperre vorzuziehen, da sich eine Ausschüttungssperre durch 
Transaktionen (Verkauf des Finanzinstruments und anschließender Rücker-
werb) umgehen ließe. Außerdem führt eine Ausschüttungssperre aufgrund der 
erforderlichen doppelten Bewertung zu einem erhöhten Rechnungslegungsauf-
wand, der bei Kreditinstituten aufgrund des Volumens der im Handelsbestand 
gehaltenen Finanzinstrumente besonders belastend ist. Möglichen Einwendun-
gen gegen einen solchen value at risk-Abschlag könnte man dadurch begeg-
nen, dass die zu verwendenden Parameter für die Berechnung des Abschlags 
bankenaufsichtsrechtlich präzisiert werden. Gegebenenfalls sind auch zusätzli-
che Anhangangaben zur Ermittlungsmethodik des Risikoabschlags zu fordern. 

Wenn eine Zeitwertbewertung von Finanzinstrumenten des Handelsbestands 
bei Kreditinstituten sachgerecht ist, muss man konsequenterweise auch für die-
jenigen Industrie-, Dienstleistungs- und Handelsunternehmen eine Zeitwertbe-
wertung vorsehen, die ebenfalls mit Finanzinstrumenten Handel betreiben (vgl. 
§ 253 Abs. 1 Satz 3 HGB-E). Sie führt nicht zu einer Belastung für den Mit-
telstand, da mittelständische Unternehmen typischerweise keinen Handel mit 
Finanzinstrumenten betreiben bzw. bereits aufgrund ihrer Satzung gar nicht 
betreiben dürfen. Sofern ein solcher Handel über den aktiven Markt aber aus-
nahmsweise stattfindet, ist eine Zeitwertbewertung nur folgerichtig. 

Die Bewertung zum beizulegenden Zeitwert ist abhängig von der Zweckbe-
stimmung der Finanzinstrumente. Ändert der Bilanzierende diese, erscheint ei-
ne Umklassifizierung der betroffenen Finanzinstrumente in den Bereich der zu 
fortgeführten Anschaffungskosten zu bewertenden Vermögensgegenstände 
sachgerecht. Vor dem Hintergrund der Finanzmarktkrise wurde eine solche 
Umwidmungsmöglichkeit auch in IAS 39 geschaffen. Entsprechendes muss u.E. 
auch für das Handelsrecht gelten. In diesem Zusammenhang ist sogar zu erör-
tern, ob nicht eine Umwidmungspflicht bestehen sollte, wenn die Handelsab-
sicht bzw. Handelsmöglichkeit wegfällt. In jedem Fall erscheint es bei Kredit- 
und Finanzdienstleistungsinstituten geboten, eine Umklassifizierung entspre-
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chend den bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben des § 1a Abs. 4 Satz 3 und 4 
KWG vorzuschreiben bzw. zu ermöglichen. 

 

Bildung von Bewertungseinheiten (§ 254 HGB-E) 

Durch § 254 HGB-E soll die Möglichkeit zur Bildung sog. Bewertungseinheiten 
bestehend aus Grund- und Sicherungsgeschäft(en) erstmals handelsrechtlich 
kodifiziert werden. Wir begrüßen dies ausdrücklich, da hierdurch eine sichere 
Rechtsgrundlage für eine bilanzielle Abbildung von Sicherungsbeziehungen ge-
schaffen wird, die den tatsächlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten angemes-
sen Rechnung trägt: Das Gebot der imparitätischen Erfassung von am Ab-
schlussstichtag nicht realisierten Gewinnen bzw. Verlusten aus einer Bewer-
tungseinheit greift nur insoweit, als die Sicherungsbeziehung nicht effektiv ist. 

Auch erachten wir das Spektrum der Sachverhalte für sinnvoll, die als Grundge-
schäfte in Betracht kommen. Allerdings erscheint die im Regierungsentwurf vor-
gesehene Beschränkung der in Frage kommenden Sicherungsgeschäfte auf  
(originäre und derivative) Finanzinstrumente zu eng. Auch nach Inkrafttreten 
des BilMoG sollte es – wie nach gegenwärtiger Rechtslage gemäß den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) – zulässig sein, Bewer-
tungseinheiten bestehend aus Sachvermögensgegenständen einerseits und  
einer Verpflichtung zur Lieferung von entsprechenden Sachvermögensgegen-
ständen andererseits zu bilden und kompensatorisch zu bewerten. Dies wäre 
auf Basis des § 254 HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs nicht mög-
lich, da im beschriebenen Fall weder auf der einen noch auf der anderen Seite 
der Sicherungsbeziehung ein Finanzinstrument vorliegt. Wir wiederholen in die-
sem Zusammenhang unseren Formulierungsvorschlag aus unserer Stellung-
nahme vom 26.09.2008, der der geschilderten Schwäche Abhilfe leisten würde, 
ohne das Spektrum zulässiger Sicherungsinstrumente zu weit auszudehnen: 
„Werden Vermögensgegenstände, ... mit Finanzinstrumenten oder ähnlichen 
Geschäften zusammengefasst (Bewertungseinheit), ...“. In der neu gefassten 
Begründung könnte dann erläutert werden, dass es sich bei „ähnlichen Ge-
schäften“ um Sachleistungsverpflichtungen (Lieferverpflichtungen in Bezug auf 
Edelmetalle oder Waren) handelt. 

Zur Verhinderung eines potenziellen Missbrauchs der Möglichkeiten des § 254 
HGB-E durch eine erst nachträglich erfolgende Zusammenfassung von Ge-
schäften zu Bewertungseinheiten sollte das Erfordernis einer Dokumentation im 
Zeitpunkt des Abschlusses eines Sicherungsgeschäfts (prospektive Designati-
on) als Anwendungsvoraussetzung für das hedge accounting – insbesondere im 



Seite 4/5 zum Schreiben vom 10.12.2008 an den Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags, Berlin 

Interesse einer intersubjektiven Nachvollziehbarkeit durch den Abschlussprüfer 
– im Gesetzeswortlaut selbst verankert werden. 

 

Einbeziehung von Zweckgesellschaften in den handelsrechtlichen Konzernab-
schluss (§ 290 HGB-E) 

Das HGB in der gegenwärtigen Fassung erlaubt es Unternehmen, Risiken in 
sog. Zweckgesellschaften auszulagern, ohne diese Gesellschaften in einen auf-
zustellenden handelsrechtlichen Konzernabschluss einbeziehen zu müssen. 
Grund hierfür ist, dass für die betreffenden Zweckgesellschaften Gestaltungen 
gewählt werden, die dazu führen, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des 
heutigen § 290 HGB für eine Konsolidierungs- bzw. Einbeziehungspflicht regel-
mäßig nicht erfüllt sind. Dementsprechend vermittelt der Konzernabschluss des 
sog. Sponsors der Zweckgesellschaft nicht ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild aller Risiken, denen der Konzern ausgesetzt ist (Intranspa-
renz bzgl. der Risikosituation). Realisiert sich eines der ausgelagerten Risiken, 
treffen die daraus resultierenden (finanziellen) Folgen die Abschlussadressaten 
– insbesondere die außenstehenden Anteilseigner – des Sponsors meist un-
vermittelt. 

Vor diesem Hintergrund spricht sich das IDW weiterhin nachdrücklich für die 
Nutzung des Mitgliedstaatenwahlrechts des Artikels 1 Abs. 2 Buchst. a der 
7. EU-Richtlinie aus. Durch ein (ergänzendes) Abstellen der Konsolidierungs- 
bzw. Einbeziehungspflicht (§ 290 HGB) auf das Innehaben der (absoluten) 
Mehrheit der Vorteile und Risiken (risks and benefits approach) würde eine ver-
pflichtende Einbeziehung einer Vielzahl von Zweckgesellschaften in einen han-
delsrechtlichen Konzernabschluss bewirkt werden, die nach heutiger Rechtsla-
ge nicht einbeziehungspflichtig sind. Gleichzeitig würde dadurch eine Annähe-
rung des HGB an die internationalen Konsolidierungsregelungen (IAS 27,  
SIC-12) erfolgen. Hinzuweisen ist darauf, dass auch eine solche Lösung in der 
Praxis eine Erörterung erlaubt, ob die konkrete Gestaltung eine Konsolidie-
rungspflicht auslöst. Nicht in jedem Fall werden sich Sachverhalte eindeutig be-
urteilen lassen. Dies ist u.E. jedoch kein Argument, auf die diskutierte und 
sachgerechte Fortentwicklung zu verzichten. 

Der im Regierungsentwurf des BilMoG vorgesehene Wegfall des Beteiligungs-
erfordernisses in § 290 Abs. 1 HGB mit der Konsequenz, dass bereits die tat-
sächliche Ausübung einer einheitlichen Leitung eine Konsolidierungspflicht be-
gründet, dürfte nach unserer Einschätzung lediglich in einer geringen Zahl an 
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Fällen zu einer künftigen Einbeziehung von Zweckgesellschaften in einen HGB-
Konzernabschluss führen. 

Bleibt es bei der handelsrechtlichen Voraussetzung, dass es sich bei dem zu 
konsolidierenden Wirtschaftssubjekt stets um ein Unternehmen handeln muss, 
führt indes die Kodifizierung eines risks and benefits approach im HGB isoliert 
zu keinem vollständigen Gleichklang hinsichtlich des Konsolidierungskreises mit 
den IFRS. Nach den internationalen Rechnungslegungsnormen sind nämlich 
bei Erfüllung der Kontrollindikatoren des SIC-12 auch nicht rechtsfähige Vermö-
gensmassen (z.B. Spezialfonds, Stiftungen oder einzelne „Zellen“ sog. Silos) zu 
konsolidieren, die keine Unternehmenseigenschaft aufweisen. 

Die Aufgabe der Unternehmenseigenschaft als handelsrechtliche Konsolidie-
rungsvoraussetzung wäre eine sehr weitreichende Änderung des HGB und be-
dürfte u.E. weitergehender Gespräche. Bei der Erörterung der Erforderlichkeit 
eines solchen Schrittes ist zu berücksichtigen, dass mit dem BilMoG zum einen 
eine Pflicht zur Berichterstattung über (wesentliche) außerbilanzielle Geschäfte 
im Anhang (§ 314 Abs. 1 Nr. 2 HGB-E) sowie zum anderen eine neue Angabe-
pflicht in Bezug auf Anteile an Spezialfonds (§ 314 Abs. 1 Nr. 18 HGB-E) ge-
schaffen wird. 

Eine Übernahme eines risks and benefits approach in das HGB sollte von einer 
entsprechenden Änderung des § 11 PublG begleitet werden. 

 

Für Rückfragen zu unseren Anmerkungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-
gung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Prof. Dr. Naumann 


